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Rechtsberatung VSAV
Sachverhalt
Ein Amtsvormund ist als Beistand nach Art. 306 Abs. 2/392 Ziff.2 ZGB für eine 16-jährige Jugendliche eingesetzt worden, die gegen ihre Mutter eine Strafanzeige wegen körperlicher Misshandlung gemacht hat. Die Klientin hat die Wohnung der Mutter verlassen, lebt zur Zeit bei ihrem Freund und will nicht mehr zur Mutter zurückkehren. Der Auftrag für den Beistand wurde von der VB wie folgt umschrieben:

· Klärung der Wohnsituation und Treffen allfälliger Massnahmen
· Begleitung in der beruflichen Zukunftsausrichtung

· Beratung betr. Anzeige gegen die Mutter.
Der Beistand erkundigt sich, ob er im Rahmen der errichteten Beistandschaft einen Praktikumsvertrag für ein Berufseinführungsjahr unterzeichnen könne, auch wenn der Interessenkonflikt zwischen Mutter und Tochter hauptsächlich das Gerichtsverfahren betreffe, und ob dafür nicht eher eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs.1 und 2 ZGB mit entsprechender Beschränkung der elterlichen Sorge nach Art. 308 Abs. 3 ZGB erforderlich wäre.

Erwägungen

Ein Strafverfahren gegen einen Elternteil wegen Misshandlung eines unter seiner elterlichen Sorge stehenden Kindes ist ein klassischer Fall einer Interessenkollision. Es liegt auf der Hand, dass die Mutter als Angeschuldigte und allenfalls Angeklagte in diesem Verfahren nicht die Interessen der Tochter als mutmasslichem Opfer vertreten kann. Es ist daher für das Verfahren zwingend eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten und der Beistand zu beauftragen, die Interessen der Tochter im Strafverfahren gegen die Mutter zu vertreten.

Wie aus dem Sachverhalt hervorgeht, stehen jedoch wichtige andere Fragen an, namentlich Aufenthalt der Jugendlichen, Berufsausbildung. Bei diesen Aufgaben handelt es sich um Auf-träge, die i.d.R. im Rahmen einer freiwilligen Beratung oder im Rahmen einer Erziehungs-beistandschaft nach Art. 308 ZGB bearbeitet werden.

Falls die Mutter trotz des hängigen Strafverfahrens noch einen Teil der Erziehungsaufgaben gegenüber ihrer Tochter wahrnehmen kann, ist eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB zu errichten und der Auftrag könnte im vorliegenden Fall wie folgt lauten:

Der Beistand wird beauftragt:

· die Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge in der Sorge um die Tochter mit Rat und Tat zu unterstützen,
· insbesondere aber
- die Wohnsituation der Tochter zu klären und eine einvernehmliche Lösung mit der
   Mutter zu treffen bzw. nötigenfalls der Vormundschaftsbehörde Antrag auf
   Entziehung der Obhut zu stellen
- für die berufliche Ausbildung der Tochter besorgt zu sein.


Falls jetzt schon klar ist, dass die Tochter nicht mehr weiter bei der Mutter leben kann – ihr Wille ist selbstverständlich zu beachten, obwohl sie nicht selber darüber entscheiden kann (Art. 301 Abs. 3 ZGB) – und die Mutter als Inhaberin der Obhut nicht Hand bietet zu einer geeigneten Lösung, ist schon jetzt die Obhut gestützt auf Art. 310 Abs. 1 oder 2 ZGB zu entziehen und der Vormundschaftsbehörde, die dann als Inhaberin der Obhut über den Aufenthalt entscheidet, eine entsprechende Lösung zu beantragen.

Die berufliche Ausbildung kann vom Beistand zusammen mit der Tochter und soweit möglich unter Einbezug der Mutter gestützt auf Art. 308 Abs. 2 ZGB an die Hand genommen werden ohne Beschränkung der elterlichen Sorge gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB. Der Beistand ist in Bezug auf die ihm nach Art. 308 Abs. 2 ZGB erteilten Aufträge vertretungsberechtigt. Der oder die Inhaberin der elterlichen Sorge bleibt jedoch auch vertretungsberechtigt (konkurrierende Vertretungsbefugnis). Wenn sich schon bei der Errichtung der Massnahme abzeichnet oder wenn es sich später herausstellt, dass die Inhaberin der elterlichen Sorge die Handlungen des Beistands durchkreuzt und damit geeignete Lösungen vereitelt, kann bzw. muss die elterliche Sorge in Bezug auf einzelne oder alle Aufträge nach Art. 308 Abs. 2 ZGB beschränkt werden. Für die Beschlussesdispositive der beiden Varianten vgl. Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, 4. Aufl. Zürich 2005 Muster 523 B und C, S. 217 f. 

Im Ergebnis bedeuten die vorstehenden Ausführungen, dass für die 16-Jährige zwei Beistandschaften, eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB und eine nach Art. 308 ZGB errichtet werden müssen. Bleibt noch die Frage, ob diese beiden Beistand-schaften vom gleichen Mandatsträger geführt werden oder ob dafür zwei Personen eingesetzt werden müssen. Auch wenn es gesetzlich nicht ausgeschlossen ist, dass die beiden Mandate derselben Person übertragen werden, und es sind Situationen denkbar, in denen dies gar angezeigt erscheint, ist es i.d.R. zweckmässig, für die beiden unterschiedlichen Aufträge zwei Personen einzusetzen. Diese Lösung ist insbesondere dann fast zwingend, wenn für die Aufträge ausserhalb des Verfahrens die Mitwirkung der Inhaberin der elterlichen Sorge erforderlich oder erwünscht ist.
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